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Verstärkter Kampf für die Legalität der KPD
— eine Aufgabe aller friedliebenden und demokratischen Kräfte

\

Von CLAUS BÄR, Mitarbeiter des ZK der KPD

„Der erfolgreiche Kampf für den Frieden erfordert 
eine legale KPD. Ohne legale KPD gibt es keine 
Demokratie, keine freien Wahlen und keine Wieder­
vereinigung Deutschlands.
Mögen deshalb die Arbeiter, die Bauern, die Geistes­
schaffenden, die städtischen Mittelschichten, die 
patriotischen Bürger teilnehmen am Kampf für die 
Legalität der KPD. Westdeutschland braucht eine 
legale KPD, denn Westdeutschland braucht den 
Frieden, braucht Sicherheit, braucht Demokratie und 
sozialen Fortschritt.“1

Bei der Einschätzung der politischen Lage hat die 
im Februar dieses Jahres durchgeführte Parteidele­
giertenkonferenz der KPD in ihrem Beschluß fest­
gestellt, daß die Unzufriedenheit über die abenteuer­
liche Atomkriegspolitik des Bonner Regimes immer 
größere Schichten der Bevölkerung erfaßt und daß 
sich national und international günstige Bedingungen 
entwickeln, „um eine neue, eine demokratische und 
friedliche Politik in der Bundesrepublik durchzuset­
zen“2. Eine Wende der westdeutschen Politik setzt 
aber die Aufhebung des KPD-Verbots voraus. Die 
Legalität der KPD liegt im Interesse aller demokrati­
schen Kräfte in der Bundesrepublik, denn sie würden 
dadurch mehr politische Freiheiten, bessere Bedin­
gungen für den Kampf um die Erhaltung des Frie­
dens und eine parlamentarisch-demokratische Ord­
nung bekommen. Die Forderung, die Legalität der 
KPD wiederherzustellen, ist real und entspricht den 
objektiven politischen Bedingungen. Das zeigen auch 
die bisherigen Erfolge der Kampagne für die Wieder­
herstellung der Legalität der KPD auf nationaler und 
internationaler Ebene.

Das bedeutendste internationale Ereignis der letzten 
Zeit in diesem Kampf war die Tagung der „Inter­
nationalen Juristenkommission zur Untersuchung der 
Prozesse in Karlsruhe“ am 7. und 8. Mai 1960 in 
Paris. Die Internationale Juristenkommission beschäf­
tigte sich im Zusammenhang mit der Wiedergeburt 
von Militarismus, Revanchismus und Antisemitismus 
in der Bundesrepublik mit den politischen und verfas­
sungsrechtlichen Problemen der Aufhebung des KPD- 
Verbots. Letztmalig war die Kommission im Novem­
ber 1955 zusammengetreten. Sie hatte damals ein­
dringlich vor dem geplanten Verbot der KPD gewarnt 
und u. a. festgestellt, daß das Verbot einer Partei, 
„ohne daß ihr eine illegale umstürzlerische Handlung 
nachgewiesen wurde, sondern weil sie eine Auffas­
sung propagiert, die nicht mit der Tendenz der 
offiziellen Innen- und Außenpolitik konform geht, 
bedeutet, ein republikanisch-demokratisches Regime

1 Aus dem Beschluß der Parteidelegiertenkonferenz der KPD,
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derart seines Gehalts zu entkleiden, daß hinter der 
Maske der Freiheit lediglich ein neuer Faschismus 
übrigbleibt.“3

Es war kein Zufall, daß die Internationale Juristen­
kommission gerade zum gegenwärtigen Zeitpunkt er­
neut tagte. Auch bei den Völkern der westeuropäi­
schen Länder wächst die Besorgnis über die gefähr­
liche Atomrüstungspolitik der Bonner Machthaber, die 
eine verstärkte Beseitigung der demokratischen Rechte 
und Freiheiten in der Bundesrepublik zur Folge hat. 
Überall haben die antisemitischen Ausschreitungen, 
deren Nährboden die Adenauer-Politik ist, Abscheu 
und Empörung hervor gerufen. Die Menschen in Frank­
reich, England, Belgien, Dänemark usw. haben nicht 
vergessen, daß der faschistische Terror des Hitler­
regimes, der 1933 mit dem Verbot der KPD, einer 
konsequent antimilitaristischen Kraft, seinen Anfang 
nahm, die Voraussetzung dafür darstellte, um durch 
die Niederschlagung aller friedliebenden und demo­
kratischen Kräfte im Innern ungehindert den zweiten 
Weltkrieg beginnen zu können. Damals wie heute sind 
das Verbot der KPD und der Antikommunismus die 
Mittel, um die Demokratie zu beseitigen. Mit Recht 
stellte der Präsident der Internationalen Juristen­
kommission, der sozialistische Senator R i z z o ,  Rom, 
in seiner Eröffnungsrede fest:

„Die Weltöffentlichkeit kann angesichts der Ge­
fährdung des Friedens durch die Entwicklung in der

Bundesrepublik nicht untätig bleiben.“
Die große politische Bedeutung der Arbeit der Inter­

nationalen Juristenkommission, der über zwanzig 
Rechtsanwälte und Rechtswissenschaftler angehören, 
wird bereits durch die Namen einiger ihrer bekann­
testen Mitglieder deutlich: Mario B e r l i n g u e r ,
Rom, Sekretär der Justizkommission der italienischen 
Abgeordnetenkammer, ehemaliger Hochkommissar für 
die Bestrafung faschistischer Verbrechen; Benedict 
B i r n b e r g ,  London, Generalsekretär der Haldane 
Society, einer Vereinigung, die der Labour Party 
nahesteht; Henry T o r r e s ,  Paris, ehemaliger Vize­
präsident des französischen Staatsgerichtshofes; D. N. 
P r i t t ,  London, Kronanwalt; Daniel L a t i f i ,  Bom­
bay, Rechtsanwalt am Höchsten Gerichtshof Indiens; 
Yorma U i 11 o, Rechtsanwalt am Gerichtshof von 
Helsinki; Joe N o r d m a n n ,  Paris, Generalsekretär 
der Internationalen Vereinigung Demokratischer Ju­
risten; Charles E i s e n m a n n ,  Professor für Verfas- 
sungsredvt an der Pariser Universität.

Neben vielen Gästen aus den westeuropäischen 
Staaten waren aus der Bundesrepublik über zwanzig 
Persönlichkeiten gekommen: bekannte Straf vertei-

3 Des juristes dömontrent 1’illegality de l’interdiction du parti 
communis be allemand, Editions de 1’Association Internationale 
des Juristes D£mocrates, Bruxelles i960, S. 63 (frz.).

381


